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Fiktive Betriebskosten 

BGH erleichtert Vermietern Manipulationsmöglichkeiten bei Betriebskostenabrechnungen

Der Bundesgerichtshof hat in seiner am Mittwoch veröffentlichten Entscheidung (Aktenzeichen VIII ZR 41/12) wiederholt Rechte der Vermieter gestärkt. 

Vermieter können nun entscheiden, ob sie dem Mieter tatsächliche oder fiktive Betriebskosten auferlegen.

Die Betriebskostenverordnung gestattet, dass „Sach- und Arbeitsleistungen des Eigentümers“ bei der Umlage von Betriebskosten auf den Mieter berücksichtigt werden dürfen. Der Bundesgerichtshof erweitert diese Möglichkeit jetzt auch für den Fall, dass der Vermieter die Arbeiten durch eigenes Personal durchführen lässt. Er muss dann nicht die tatsächlichen Kosten in Rechnung stellen. Er kann höhere, fiktive, Kosten in Ansatz bringen, als hätte er einen Dritten mit den Arbeiten beauftragt. 

Der Mieterschutzbund Berlin e.V. hat dieses neuerliche, mieterunfreundliche, Urteil des Bundesgerichtshofes zur Abrechnungsmöglichkeit von Betriebskosten mit Unverständnis zur Kenntnis genommen. Die Vorsitzende des Mieterschutzbundes, Rechtsanwältin Frigga Döscher, äußert folgende Bedenken: 
„Die Interpretation der Betriebskostenverordnung dürfte nicht der Absicht des Gesetzgebers entsprechen. Der Bundesgerichtshof räumt den Vermietern die Möglichkeit ein, auf Kosten der Mieter mit Betriebskostenabrechnungen Gewinn zu erwirtschaften. Betriebskostenabrechnungen werden so durch die fehlende Möglichkeit der Überprüfung tatsächlich angefallener  Kosten intransparent und schwerer überprüfbar.“ 
In Zeiten, in denen die Höhe der Betriebskosten eine immer schwerere Bürde wird, dürfte diese Rechtsansicht des Bundesgerichtshofes den Mietern nur schwer zu vermitteln sein.

